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Der Neubau der Luegbrücke ist für die Asfinag fix. Bis dahin muss das alte „Werkl“ aber entlastet werden, um die Sicherheit zu 

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck –

mendem Montag wird die
Luegbrücke auf drei bis vier
Wochen einspurig. Es gilt,
d
belag zu erneuern. Mit 1.
Jänner wird auf diesem Ab
schnitt der Brennerautobahn 
diese 
Ausnahmesituation zur Re
gel. Dann nämlich mutiert
das 
richtung. Und selbiges sei
„alternativlos“, weil eben der 
Sicherheit geschuldet. Wie
berichtet, will und muss die
Asfinag 
Grund auf neu bauen. Um
sie aber bis dahin in Betrieb
zu halten, dient die Einspu
rigkeit als unumgängliche
Maßnahme, das 
entlasten.

Innsbruck –

c
ton Mattle und Vize Georg
Dornauer ihr 75 Millionen
(bis 2030) Euro schweres Ret
tungspaket für die angeschla
gene Tiroler Bäderlandschaft
angekündigt haben, soll sich
heute der „Tiroler 
Beirat“ gründen. Diesem soll
es
die Millionen je nach Förde
rungswürdigkeit einzelner
Neubau- und Sanierungspro
jekte zu verteilen. Mit dabei
sind Vertreter von Sozialpart

Von Peter Nindler

Innsbruck – „Die schwarz-rote 
Landesregierung fürchtet of-
fenbar zunehmenden Gegen-
wind durch erfolgreiche Peti-
tionen von BürgerInnen“, übt 
der Klubobmann der Grünen 
Gebi Mair scharfe Kritik. „So 
wird die Petition gegen die De-
ponie am Katzenberg in Reut-
te von beinahe 3000 Perso-
nen im Außerfern unterstützt. 
Trotzdem wurden die Propo-
nenten von der schwarz-roten 
Koalition nicht einmal in den 
Petitionsausschuss des Land-

tags eingeladen, um ihr Anlie-
gen anzuhören.“

Eigentlich hatten sich 
Regierung und Oppositi-
on darauf verständigt, dass 
Initiativen ab 150 Unterstüt-
zungserklärungen eingeladen 
werden, um ihre Anliegen 
vorzutragen. Doch der Ver-
fassungsdienst des Landes 
machte darauf aufmerksam, 
dass es sich um „kontrollier-
bare Unterschriften“ handeln 
müsse. Das wäre wiederum 
zu kompliziert geworden.

Sint: Alle anhören

Deshalb schlägt der Klub-
chef der Liste Fritz Markus 
Sint vor, „dass jeder angehört 
werden soll. So viele gibt es ja 
nicht.“ Natürlich müsse das 

zeitlich beschränkt werden. 
Danach sei dann zu entschei-
den, wie es weitergehe.

Derzeit werden Antragstel-
ler entweder eingeladen, ih-
re Wünsche an ein zuständi-
ges Regierungsmitglied bzw.  
die Landesvolksanwaltschaft 
weitergeleitet oder abge-
lehnt. Geändert wird aller-
dings, dass sich Volksan-
waltschaft/Landesregierung 
binnen drei Monaten nach 
Beschlussfassung im Aus-
schuss an die Betroffenen 
wenden müssen.

Mair: Chance vertan

Für Gebi Mair eine verta-
ne Chance für eine bürger-
freundliche Neuregelung. 
„Von der ÖVP heißt es, die 
Politik soll entscheiden, mit 
wem sie redet. Das ist wirk-
lich massiv abgehoben und 
alles andere als bürgernah.“ 
Mair erinnert an Bürgeran-
liegen mit breiter Unterstüt-
zung wie gegen die Deponie 
Katzenberg in Reutte, für den 
Pumptrack in Baumkirchen 
oder auch Volksbefragungen 
gegen das Fernpass-Paket 
in Nassereith und gegen die 
Wasserableitung ins Kraft-
werk Kaunertal aus dem Ötz-
tal. „ÖVP und SPÖ zeigen, 
dass sie zunehmend abge-
hoben agieren, Sorgen und 
Wünsche von Bürgern nicht 
mehr ernst nehmen.“

Lob gibt es von Mair für 
scheidende ÖVP-Politiker 
wie Nationalrat Hermann 
Gahr. „Als Mitglied des Aus-
schusses für Petitionen und 
Bürgerinitiativen im Parla-
ment hat er ein anderes Ver-
ständnis vom Anliegen der 
Bürgerinnen und Bürger als 
die rot-schwarze Koalition 
von Landeshauptmann An-
ton Mattle (VP) und Landes-
hauptmannstellvertreter Ge-
org Dornauer (SPÖ).“

Schlussendlich erfahren 
die Initiatoren von Petiti-
onen nicht einmal, wer im 
Ausschuss für oder gegen ihr 
Anliegen gestimmt hat.

„Bürgerfern“: 
Große Hürden 
für Petitionen 
Auch künftig werden Initiativen 

ab 150 Unterschriften nicht in den 
Petitionsausschuss des Landtags 
eingeladen. Das sorgt für Ärger.

Nicht einmal die Bürger, die sich gegen eine Bodenaushubdeponie am Kat-

zenberg in Reutte wehren, wurden in den Ausschuss eingeladen. Foto: Mittermayr

Gebi Mair/Grüne 

(Klubchef) 

„Die Landesre-
gierung fürchtet 

offenbar zunehmenden 
Gegenwind durch er-
folgreiche Petitionen.“
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Innsbruck – Erst viele Wo-
chen, nachdem LH An-
ton Mattle und Vize Georg 
Dornauer ihr 75 Millionen 
(bis 2030) Euro schweres Ret-
tungspaket für die angeschla-
gene Tiroler Bäderlandschaft 
angekündigt haben, soll sich 
heute der „Tiroler Bäder-
Beirat“ gründen. Diesem soll 
es, wie berichtet, obliegen, 
die Millionen je nach Förde-
rungswürdigkeit einzelner 
Neubau- und Sanierungspro-
jekte zu verteilen. Mit dabei 
sind Vertreter von Sozialpart-

nern, Tourismus, Gemeinden 
und Stadt Innsbruck. Wann 
der Beirat jedoch seine tat-
sächliche operative Tätigkeit 
aufnehmen wird, ist freilich 
weiterhin offen.

„Leider hat die schwarz-
rote Landesregierung ihren 
großen Ankündigungen noch 
keine Taten folgen lassen“, 
ärgert sich deshalb Liste-
Fritz-Klubobmann Markus 
Sint. In einem Dringlichkeits-
antrag, der in der heutigen 
Sitzung des Landtages einge-
bracht wird, fordert die Liste 

Fritz deshalb Mattle und Co. 
auf, dringend noch offene 
Fragen zu klären. Denn die 
Gemeinden – oftmals eben 
Badbetreiber – bräuchten 
dringend Planungs- und Fi-
nanzierungssicherheit für 

ihre Betriebe, so Sint. Wie be-
richtet, hat beispielsweise der 
Verband der Tourismusver-
bände eine angedachte Cofi-
nanzierung bereits mehrmals 
abgelehnt.

Indes will die VP-SP-Koa-
lition heute in Sachen Siche-
rung der Einheimischen-Ta-
rife nachlegen. Und ihrerseits 
einen Dringlichkeitsantrag 
vorlegen. Mehr als ein Ap-
pell an die (neue) Bundesre-
gierung ist derzeit aber nicht 
möglich. Schließlich hakt es 
am EU-Recht. (mami)

Bekenntnis zu Bäder-Lösung
Liste Fritz fordert Planungssicherheit ein. Regierung pocht auf Einheimischen-Tarife.

Markus Sint 

(Liste-Fritz-Klubobmann) 

„Die Landesregie-
rung hat ihren 

großen Ankündigungen 
noch keine Taten folgen 
lassen.“



PHILIPP NEUNER

Tiroler Politik
Inoffiziell

T
ourismusabgabe und
Einheimischentarife
waren die großen The-

menblöcke gestern im Tiro-
ler Landtag.Während Erste-
re gegen FPÖ, Grüne und
Neos beschlossen wurde,
kommen die Rabatte heute
erneut aufs Tapet. Mittels
Dringlichkeitsantrag will die
Regierungskoalition die
Bundesregierung in die Gän-
ge bringen. Man werde um
die Einheimischentarife
kämpfen, betonte die Regie-
rungskoalition.
Beim Tourismusgesetz
gingen die Wogen hoch.
Neos-Klubobmann Domi-
nik Oberhofer nahm Wirt-
schafts-LR Mario Gerber

ins Visier, nicht nur wegen
dessen angeblich zum Schei-
tern verurteilten Gesetzes-
entwurfs, sondern auch we-
gen Unvereinbarkeit seines
Amtes mit seiner berufli-

chen Herkunft. Erneut er-
hob er Rücktrittsforderun-
gen, die VP-Klubchef Wolf
parierte: Für ihn sei das
„blanker Populismus, um
von der eigenen Inhaltslo-

sigkeit abzulenken“, sagte
Wolf. LR Gerber habe seine
Geschäftsführertätigkeiten
notariell beglaubigt ruhend
gestellt, was der Immuni-
tätsausschuss des Landtages
zur Kenntnis genommen ha-
be. Inhaltlich ortete LA
Markus Sint „Licht und
Schatten“ bei der Reform,
weshalb die Liste Fritz als
einzige Oppositionspartei
zustimmte. „Es sind auch
Erleichterungen für einige
Beitragszahler dabei. Mit
durchschnittlich 270 Euro
zwar keine Riesenentlas-
tung, aber immerhin“, sagte
Sint. VP-LA Christoph Ap-
plermeinte, dies sei nicht die
letzte Reform. Philipp Neuner

Schaukampf um Tourismus
Die Novelle desTourismusgesetzes nützte dieOpposition im Landtag, um harsche Kritik an

Wirtschafts-LRGerber anzubringen. Am Ende wurde das Gesetz mehrheitlich beschlossen.

Das neue Tourismusgesetz
ist wahrlich kein großes
Bravourstück. Es fehlen die
großen und notwendigen
Änderungen bei
der Tourismus-
abgabe

Liste-Fritz-Klubobmann
Markus Sint

Wenn Dominik Oberhofer
nun irgendwelche anderen
Erkenntnisse hat, dann
möge er diese vorlegen,
anstatt ständig
den Rücktritt
zu fordern.

ÖVP-Klubchef Jakob
Wolf (ÖVP)

DIE NEUEN FOLGEN!

Heute 20:15 kostenlos auf
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Innsbruck – Dass das Land 
2025 auf die Schuldenbrem-
se treten muss, ist allen 
Parteien klar. In der gestri-
gen Sitzung des Landtags 
machten FPÖ, Liste Fritz, 
Grüne und NEOS jedoch die 
schwarz-rote Landesregie-
rung dafür verantwortlich.

Ziel in den Verhandlun-
gen ist es, die Neuverschul-
dung (deutlich) unter 178 
Millionen Euro zu drücken.  
Landeshauptmann Anton 
Mattle (VP) ließ sich nicht 
den Schuldenrucksack um-
hängen und sprach von ei-
ner „umsichtigen Finanz-
politik“.  Tirol schneide in 
wesentlichen Kennzahlen 
besser ab als andere Bun-
desländer und weise auch 
ein geringes Wirtschafts-

wachstum auf. SP-Land-
tagsvizepräsidentin Elisa-
beth Blanik spricht sich für 
Deregulierungen und Bü-
rokratieabbau und gegen 
finanzielles Kirchturmden-
ken in den Gemeinden aus.

Harsche Kritik hagelte es  
von den Freiheitlichen, für 
LA Daniel Marschik man-

gelt es in der Budgetpolitik 
daran, dass „wir keine zu-
kunftsfitte Landesregierung 
haben“. Einmal mehr pran-
gerte er die „Koste es, was 
es wolle“-Corona-Politik an. 
Liste-Fritz-Klubchef Mar-
kus Sint forderte bewusste 
Schwerpunktsetzungen und 
kritisierte die Budget-Ge-
heimhaltungspolitik. 

Für den grünen Landes-
sprecher Gebi Mair wird zu 
viel hinausgeschoben, „und 
das macht es nicht besser“.   
Die neue NEOS-Abgeordne-
te Susanna Riedlsperger hat 
eine eindeutige Botschaft: 
„Es braucht dringend ein 
verantwortungsvolles Bud-
get, bei dem das Sparen 
an oberster Stelle stehen 
muss.“ (pn)

Schlagabtausch um Budget

Mattle verteidigte die Budget-

politik des Landes. Foto: Böhm
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Innsbruck – An Wochen-
enden und Feiertagen gibt 
es in Tirol (außerhalb von 
Innsbruck) keinen ärztlichen 
24-Stunden-Dienst mehr. So-
mit stehen die Ärzte nur noch 
von 9 bis 21 Uhr zur Verfü-
gung. Das hat die Ärztekam-
mer am Mittwoch bekannt
gegeben. Als Grund hierfür
wird ein Honorarstreit mit der 
Gesundheitskasse ins Treffen
geführt. Die Gesundheitskas-
se sieht sich aber zu Unrecht
an den Pranger gestellt, die
TT berichtete. Vorerst sollen
die Nachtzeiten durch die
Gesundheitshotline 1450 ab-
gedeckt werden.

Gesundheitslandesrätin 
Cornelia Hagele (VP) erwartet 
sich nunmehr von Gesund-

heitsminister Johannes Rauch 
(Grüne) ein „Machtwort“: „Es 
braucht eine rasche Lösung 
im Sinne der Allgemeinheit, 
denn die PatientInnen dür-
fen nicht die Leidtragenden 
sein.“ Grundsätzlich bräuch-
ten sich die TirolerInnen aber 
nicht fürchten. Der Notarzt-
dienst funktioniere: „Im Falle 
eines medizinischen Notfalls 
ist die Versorgung definitiv 
s ichergestellt.“

Liste-Fritz-Parteichefin An-
drea Haselwanter-Schneider 
sieht jedoch auch Hagele in 
der Pflicht: „Wenn sich ÖGK 
und Ärztekammer nicht ei-
nigen, kann sie sich nicht auf 
den Standpunkt zurückzie-
hen, dass das Land nicht zu-
ständig ist.“ (TT)

Hagele setzt auf Notarzt-Dienst
Nach Aus für Nacht-Bereitschaft: Opposition sieht ärztliche Versorgung in Tirol in Gefahr.

Wie steht es um die ärztliche Versorgung? Diese Frage stellen sich viele, weil 

es an Wochenenden keine 24-Stunden-Bereitschaft mehr gibt. Symbolfoto: Böhm



la Wirtschaftsförderungen
das Budget für die Zukunft
belastet und gleichzeitig seit
Jahren keinerlei Anstalten
macht, irgendwo Einsparun-
gen zu forcieren.“
FP-LA Daniel Marschik
zählte auf: Ferdinandeum-
Umbau 60 Mio. €, Landes-
archiv 27 Mio. €, MCI 250
Mio. €, Fernpass-Paket 500
Mio., 350 Mio. für Corona-
Tests und 72 Mio. Flücht-
lingskosten. „Wegen dieser
Art von Politik laufen euch
die Wähler davon“, ätzte
Marschik. Markus Sint ver-
wies noch auf die 260Mio. €
für Seilbahnen während der
Pandemie und 500.000
Euro für die Landeszeitung,
von Sint kurzerhand zu
„Mattle-Blattle“ umgetauft.
Der Schuldenstand sei auf
zwei Impulspakete zurück-
zuführen, bei denen auch die
Fraktionen im Landtag mit-
gestimmt haben, betonte LH
Anton Mattle. „Die Schul-
den sind immer in Relation
zu den Einnahmen zu sehen.
Die Rating-Agenturen ge-
ben eine Schuldendienst-
quote von 30% vor. Wir sind
strenger, wir liegen bei
25%“, betonte Mattle emo-
tional. Philipp Neuner

Emotionen im Landtag –
sogar Mattle wurde laut

Z
weieinhalb Monate
noch – dann sollen im
Tiroler Landtag und im

Innsbrucker Gemeinderat
die Budgets für 2025 be-
schlossen werden.
Dazu passend wählten die
Neos das Thema der Aktuel-
len Stunde: „Die fetten Jah-
re sind vorbei“. Die junge
Neos-Abgeordnete Susanna
Riedlsperger, die für Klub-
chef Dominik Oberhofer im
Landtag nachrückt, sorgt
sich – wohl stellvertretend
für viele Junge – um die Zu-
kunft: „Der Schuldenruck-
sack des Landes wiegt
schwerer und schwerer“,
verwies sie auf 1100 Millio-
nen Euro Schuldenstand.
„Es kann nicht sein, dass die
schwarz-rote Landesregie-
rung mit ihren Prestigepro-
jekten und Klientelpolitik à

AmVortag rasteteWirtschafts-LR Mario Gerber aus, gestern der

Landeschef. Grund: die Rekordschulden bei den Landesfinanzen.

Für Finanzen zuständig: LHMattle.
Neos-LA Riedlsperger (re.) rückte nach. Fo
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Neue Chefs, sanierte Büros: Mit Schwarz-Rot (im Bild: LH Anton Mattle 

und Vize Georg Dornauer) kam es im Landhaus zu Büroumbauten. Foto: Falk

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Im Herbst 2022 
einigten sich ÖVP und SPÖ 
nach der Landtagswahl in 
Tirol auf eine Koalition, Lan-
deshauptmann Anton Mattle 
(VP) und Vize Georg Dornau-
er (SP) übernahmen das 
Ruder. Schwarz-Grün war 
Geschichte. Das löste auch 
einen Wechsel in den Regie-
rungsbüros im Landhaus aus. 
Alte Mitglieder gingen, neue 
kamen, verbleibende zogen 
um. Umbauarbeiten inklu-
sive. Wie berichtet, gab die 
Landesregierung unter dem 
Titel „Büro Adaptierungen 
der Tiroler Landesregierung, 
Landtagsdirektion und der 
Landtagsklubs“ 290.000 Euro 
brutto frei. Auf TT-Nachfrage 

Viertelmillion 
für Umbau der 

Regierungsbüros
Der Wechsel von Schwarz-Grün zu 

Schwarz-Rot ging ins Geld – zumindest in 

den Landhausbüros. 250.000 € verschlangen 

Sanierungs-, Maler- und Ausstattungskosten.

Von Manfred Mitterwachauer

Z ur Einordnung: Die Büro-

umbauarbeiten beim 

Wechsel von Schwarz-Grün zu 

Schwarz-Rot im Jahre 2022 

entsprechen mehr als dem 

Neunfachen eines durch-

schnittlichen mittleren Jah-

resbruttoeinkommens in Tirol. 

Nun sei dem Regierungsteam 

eine moderate Büro-Adaption 

zugestanden. So, wie es bei 

jedem Mieterwechsel Usus ist. 

Auch Denkmalschutz kostet. 

Nur: Tirol droht ein striktes 

Sparbudget, Vereinen und Co. 

der Förder-Rot-

stift. 250.000 

€ für Büro-

umbauten 

sind da nur 

schwer zu 

verkaufen.

Schwer zu 
verkaufen

liegt nun die Schlussrech-
nung zu all den Umbauarbei-
ten vor. Das Positive vorweg: 
Mattle und Co. schöpften 
nicht den vollen Finanzrah-
men aus, heißt es von Seiten 
der Öffentlichkeitsabteilung. 
Am Ende stehen 260.000 Eu-
ro zu Buche. 250.000 Euro für 
die Regierungsbüros, 10.000 
Euro für Büros der Liste Fritz.

Mit 155.000 Euro entfiel der 
Großteil der Kosten auf das 
Büro von LH Anton Mattle. 
Gefolgt von Landesrat Ma-
rio Gerber (29.000 €), LR Re-
né Zumtobel (21.000 €), LR 
Cornelia Hagele (18.000 €), 
LHStv. Georg Dornauer 
(17.000 €), LR Astrid Mair 
(7000 €) und LR Eva Pawlata 
(3000 €). Das Büro von LHStv. 
Josef Geisler wird mit null ge-
listet. Und für jenes von Zum-
tobel wird darauf verwiesen, 
dass ein Gutteil der Summe 
auf einen allgemein zugäng-
lichen Besprechungsraum 
entfalle.

Ausgegeben worden seien 
all die Gelder für Sanierungs-, 
Maler-, Restaurierungs-, Aus-
stattungs- und Planungsar-
beiten. Dabei seien „exakt 
jene Räumlichkeiten über-
nommen worden, die bereits 
von der Vorgängerregierung 
genutzt wurden“. Erweite-
rungen oder Vergrößerungen 
von Büroräumlichkeiten hät-
ten „nicht stattgefunden“. Die 
Büroausstattung sei zudem 
„nach Vorgaben des Landes-
standards“ erfolgt. Und somit 
„größtenteils deckungsgleich 
mit der Ausstattung, die die 
Landesbediensteten in allen 
anderen Büros auch nutzen“.

Ein beträchtlicher Teil der 
Kosten sei auf Maler- und 
Restaurierungsarbeiten im 
historischen Teil des Land-
hauses zurückzuführen – da-
runter Mattles Büro. Hier 
hätten etwa Stuckdecken und 
Wände kostenintensiv res-
tauriert werden müssen.

Von Manfred Mitterwachauer

Innsbruck – Sie sei „aus per-
sönlichen Gründen“ nicht zu 
erreichen. Das wurde der TT 
gestern auf Anfrage seitens 
der „KIB Kinder Bildung Ti-
rol gem. GesmbH“ mitgeteilt. 
Gemeint ist damit Geschäfts-
führerin Birgit Heidegger. Ex-
Geschäftsführerin, um genau 
zu sein. Denn Heidegger ist 
mit sofortiger Wirkung ab-
gelöst. Das bestätigt der TT 
Soziallandesrätin und Eigen-
tümervertreterin Eva Pawla-
ta (SP). Die Trennung sei in 
beidseitigem Einvernehmen 
erfolgt. Heideggers Posten 
werde in den nächsten Wo-
chen öffentlich ausgeschrie-
ben und per Hearing-Kom-
mission neu besetzt.

Interimistisch übernimmt 
Petra Sansone die KIB. Sanso-
ne ist Chefin der KIB-Mutter-
gesellschaft, der „Tiroler Kin-
der und Jugend GmbH“. Laut 
Pawlata bis März 2025. Sie 
sieht einen „reibungslosen 
Übergang“ damit gesichert. 
Wobei: Sansone selbst hat wie 
berichtet Anfang September 
die Kündigung eingereicht 
– mit Jahresende. Deren 
Nachbesetzung läuft bereits. 
Pawlata hat damit binnen 
weniger Wochen gleich zwei 
personelle Baustellen zu lö-
sen. In nicht unheiklen Zei-
ten. Schließlich soll die Kin-
der und Jugend GmbH die 
finanzmarode Innsbrucker 
Betreuungseinrichtung Ju-
gendland  übernehmen.

Und auch die KIB stand 
bei ihrer Gründung für ei-
ne Notlösung. Musste sie 
doch rund um die in Kon-
kurs gegangene Bildungs-
pool GmbH der GemNova als 
Auffanggesellschaft dienen. 
Um so den angebotenen Be-
reich der Freizeitpädagogen, 
Schulassistenzkräfte und ad-
ministrativen Assistenz für 
zahlreiche Tiroler Gemein-
den sicherzustellen. Sansone 
baute die KIB ab August 2023 

auf,  Heidegger übernahm mit 
Februar 2024. Die KIB wuchs 
rasch – auf mittlerweile über 
650 MitarbeiterInnen an 
Schulen an über 90 Standor-
ten in Tirol und mehr als 21 in 
der Verwaltung.

Über die Gründe für 
Heideg gers Abgang kann 
derzeit nur gemutmaßt wer-
den. Zuletzt hatte es aus der 
Landeshauptstadt massive 
Beschwerden der Stadtfüh-
rung bezüglich der Vertrags-
erfüllung der vereinbarten 
Leistungen durch die KIB 
gegeben. Es soll um Perso-
nalbereitstellungen und Auf-
rechterhaltung des Angebots 
gegangen sein. Ob diese letzt-
lich ausschlaggebend waren, 
bleibt ungeklärt.

Stabile Entwicklung sichern

Primäres Ziel Pawlatas dürfte 
es nun sein, die noch junge 
Tochtergesellschaft zu be-
ruhigen. Sansone kennt die 
gemeinnützige Gesellschaft 
von Beginn an. Die Zeit bis 
zur Bestellung einer neuen 
KIB-Geschäftsführung sowie 
deren Einarbeitung gilt es für 
Nachjustierungen in Rich-
tung Stabilisierung zu nut-
zen. Denn die KIB-Aufgaben 
dürften kaum kleiner werden. 
Stichwort: Angebote für die 
Ferienbetreuung.

Pawlata wechselt Führung 
bei KIB überraschend aus

Geschäftsführerin der „Kinder Bildung Tirol GmbH“ geht, Interims-Lösung 

mit scheidender Chefin der Kinder- und Jugend GmbH bis Anfang 2025.

29. Jänner 2024: Sozial-Landesrätin Eva Pawlata (r.) und Petra Sansone (GF Kinder und Jugend GmbH; l.) geben 

Birgit Heideggers Start als KIB-Chefin bekannt. Neun Monate später erfolgt jetzt die Trennung. Foto: Land Tirol/Dorfmann

Innsbruck – Die Landes-
hauptstadt Innsbruck ist 
der weitaus größte Ver-
tragspartner der KIB. Oh-
ne deren Personal wäre 
das städtische Angebot an 
schulischer Nachmittags-
betreuung nicht aufrecht-
zuerhalten. Dennoch bleibt 
die Personalbereitstellung 
ein zentrales Problem.

Die neue Innsbrucker 
Stadtführung unter Bür-
germeister Johannes An-
zengruber (JA) und Vize 
Elisabeth Mayr (SP) lässt 
nun, wie berichtet, prüfen, 
inwieweit die Stadt alle ih-
re Bildungsagenden in eine 
eigene Tochtergesellschaft 
ausgliedern könnte. Bereits 
vor Jahren war dieses Pro-
jekt verworfen worden, nun 
leben die GmbH-Pläne à la 
Soziale Dienste (ISD) und 
Immobilien GmbH (IIG) 
wieder auf.

Das hätte freilich auch 
Auswirkungen auf die Ver-
träge der Stadt mit der lan-

deseigenen KIB. Soziallan-
desrätin Eva Pawlata (SP) 
erinnert Anzengruber nun 
daran, dass man mit der 
kurzfristigen KIB-Grün-
dung infolge der Insolvenz 
der Bildungspool GmbH 
binnen weniger Monate 
auch die schulische Nach-
mittagsbetreuung und 
Schulassistenz in der Stadt 
Innsbruck sichergestellt 
habe. Und auch wenn es 
aktuell zu Problemen und 
Ärger bei betroffenen El-
tern komme, wenn ein-
zelne Stellen nicht besetzt 
werden könnten, so arbeite 
man laufend an einer Ver-
besserung der Situation. 
Hinsichtlich der Stadt-Plä-
ne fordert Pawlata nun von 
Anzengruber „eine klare 
Ansage, wohin die Reise ge-
hen soll. Wir tun das nicht 
zum Selbstzweck.“ Das 
Land sei  gesprächsbereit, 
dränge aber im Sinne der 
Mitarbeiter auf eine „ver-
bindliche Zusage“. (mami)

Anzengruber soll 
Klartext reden

Eva Pawlata 
(Soziallandesrätin, SPÖ) 

„ Es gilt, die KIB in 
ruhige Gewässer 

zu lenken und zugleich 
eine stabile Entwicklung 
sicherzustellen.“

Innsbruck – Das von der Ärz-
tekammer nach einem offe-
nen Abgeltungsstreit mit der 
Gesundheitskassa verkünde-
te Aus für die ärztliche Nacht-
bereitschaft an Wochen-
enden und Feiertagen hat 
nun auch den Tiroler Land-
tag auf den Plan gerufen. So 
wurde mit den Stimmen der 
schwarz-roten Koalitionäre 
am Donnerstagabend noch 
ein Antrag als Appell an Ge-
sundheitsminister Johannes 
Rauch (Grüne) beschlossen. 
Dem zugrunde lag ein abge-

änderter Dringlichkeitsantrag 
der Liste Fritz. So wird Rauch 
aufgefordert, in diesem Streit 
umgehend zu vermitteln. Al-
le Beteiligten, so die Klub-
obleute Jakob Wolf (VP) und 
Elisabeth Fleischanderl (SP), 
hätten dafür Sorge zu tra-
gen, dass „die Versorgung 
weiterhin flächendeckend 
sichergestellt ist“. Gerade im 
ländlichen Bereich sei diese 
medizinische Leistung für die 
Menschen essenziell, warnt 
Fleischanderl: „Dafür zahlen 
sie auch ÖGK-Beiträge.“

Indes kritisiert Grünen-
Gesundheitssprecherin Petra 
Wohlfahrtstätter, dass Ge-
sundheitslandesrätin Cor-
nelia Hagele (VP) einerseits 
lediglich nach Wien um Hil-
fe rufe, andererseits auf die 
Gesundheitshotline 1450 ver-
weise: „Diese ist noch nicht 
entsprechend ausgebaut und 
bekannt, um hier einen ad-
äquaten Ersatz zu bieten.“ 
Generell warnt Wohlfahrt-
stätter davor, dass die Ge-
sundheitsversorgung in Tirol 
selbst zum Notfall werde. (TT)

Nachtbereitschaft-Aus polarisiert
Landtag fordert Gesundheitsminister zum Handeln auf, Grüne sehen „1450“ nicht bereit.

Noch wird um Alternativen für die 

Nachtdienste gerungen. Foto: imago/Broker
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WÖRGL, TIROL. Im Landtagsklub 
der Liste Fritz kommt es zu einem 
Wechsel: Landtagsabgeordneter 
Herwig Zöttl aus Innsbruck legt 
sein Mandat aufgrund einer Er­
krankung nieder. An Zöttls Stelle 
tritt Gabi Madersbacher aus Wörgl 
in den Landtag ein. Die Gemein­
derätin arbeitet als selbstständige 
Kultur­ und Projektmanagerin, 
leitet als Obfrau den Vorstand der 
Academia Vocalis und ist Bezirks­
sprecherin der Liste Fritz für Kuf­
stein. „Mit dir bekommen Kunst, 
Kultur und Wirtscha� eine star­
ke weibliche Stimme im Tiroler 
Landtag“, so die Liste Fritz­Abge­
ordneten Markus Sint und Andrea 
Haselwanter­Schneider.

Folgt Herwig Zöttl im Landtag: Gabi 

Madersbacher. Foto: Liste Fritz

Wechsel im Landtag 
bei der „Liste Fritz“



Die Tiroler Oppositionspartei-
en kritisieren Landesrat Georg 
Dornauer scharf und bezeich-
nen seine Arbeit am MCI-Neu-
bau als „Totalversagen“ und 
„Fehlschlag“. Grund für die Em-
pörung ist, dass trotz früherer 
Zusagen keine Einigung mit 
der Bundesimmobiliengesell-
scha� (BIG) über das Projekt 
erzielt wurde. Ein Runder Tisch 
soll laut der Opposition Klarheit 
bringen, was Dornauer jedoch 
ablehnt. Dornauer erklärte, dass 
derzeit aus Vertraulichkeits-
gründen keine Informationen 
über den Stand der Verhandlun-

gen bekannt gegeben werden 
können. Er betonte, dass die Ti-
roler Landesregierung weiterhin 
zum Neubau des MCI stehe und 
in konstruktiven Gesprächen 
mit der BIG sei. Dennoch fordert 
die Opposition mehr Transpa-
renz, da ein von Dornauer vor-
geschlagenes Miet-Kauf-Modell 
für die BIG nicht infrage komme 
und wichtige Informationen 
fehlen. Die Oppositionspartei-
en FPÖ, Grüne, Liste Fritz und 
Neos fordern daher einen Run-
den Tisch mit Finanzlandesrat 
Anton Mattle und Dornauer. Sie 
kritisieren, dass nach zwei Jah-
ren Verhandlungen noch immer 
kein Ergebnis vorliege und die 
Kosten für das Projekt weiterhin 
steigen könnten. Die Parteien 
wollen, dass alle relevanten Un-
terlagen o�engelegt werden, 
um die Situation transparent 

zu machen. Dornauer wies die 
Forderung nach einem Runden 
Tisch entschieden zurück und 
erklärte, die Opposition sei kurz 
vor der Nationalratswahl nicht 
an konstruktiven Lösungen in-
teressiert. Er bot jedoch an, die 
Abgeordneten über den aktuel-
len Stand der Projekte zu infor-
mieren, ohne sich auf politische 
Spielchen einzulassen.

MCI Neu: die Landes-
abgeordneten der FPÖ, 
GRÜNe, Liste Fritz und 
NEOS äußern scharfe 
Kritik an Dornauer.

Wie geht es mit dem Thema MCI-

Neubau weiter? Foto: Land Tirol

Opposition fordert 
erneut Runden Tisch

: Ein 


